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Vorbereitung von Beschlüssen des Kreistages 
 
Sondervermögen „Rheinland-Pfalz-Plan für Bildung, Klima und Infrastruktur„ 
hier: Verabschiedung des regionalen Umsetzungskonzepts 
 
 
Beschlussvorlage: 
 
Mit dem Rheinland-Pfalz-Plan für Bildung, Klima und Infrastruktur setzt Rheinland-Pfalz das 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz des Bundes um. Insgesamt stehen rund 5,45 
Milliarden Euro für Investitionen insbesondere in Bildung, Klima, Energie, Digitalisierung, 
Verkehr, Gesundheit und Bevölkerungsschutz zur Verfügung.  
 
Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der kommunalen Ebene. Insgesamt stehen den 
Kommunen rund 3,51 Milliarden Euro zur Verfügung – davon etwa 2,91 Milliarden Euro aus 
Bundesmitteln und weitere 600 Millionen Euro, die das Land Rheinland-Pfalz zusätzlich 
bereitstellt. Die Mittel werden als Regionalbudgets auf Ebene der Landkreise und kreisfreien 
Städte zugeteilt. 
 
Über die konkrete Verwendung der Regionalbudgets wird vor Ort in kommunaler 
Eigenverantwortung entschieden. Damit besteht hinreichende Flexibilität, dass die Mittel dort 
investiert werden, wo aus kommunaler Sicht der größte Bedarf gesehen wird. 
Der Rheinland-Pfalz-Plan ist auf einen Förderzeitraum von zwölf Jahren angelegt. Er schafft 
Planungssicherheit für Kommunen, Verwaltungen und Wirtschaft und ermöglicht eine 
langfristige und wirkungsorientierte Umsetzung der Investitionsmaßnahmen. 
 
Die Mittel für den kommunalen Teil in Höhe von insgesamt 3,51 Milliarden Euro wurden als 
Regionalbudgets auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte verteilt. Ihnen obliegt es 
jeweils regionale Umsetzungskonzepte für die Verwendung und Verteilung der Mittel in 
kommunaler Eigenverantwortung zu erstellen. 
 
Der Landkreis Kusel enthält aus dieser Summe einen Betrag von 61.240.495,00 €. 
 
Landkreise und kreisfreie Städte haben regionale Umsetzungskonzepte zu erstellen, da 
diese eine zwingende Voraussetzung für die Nutzung der Regionalbudgets darstellen. Sie 
bilden die strategische Grundlage für die Auswahl, Bündelung und Priorisierung der 
Investitionsmaßnahmen, die aus den jeweiligen Regionalbudgets finanziert werden sollen.   
 
Dabei sind die Ziele der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie sowie auch die Auswirkungen 
des demografischen Wandels zu berücksichtigen. Die Landkreise haben im Rahmen der 
Erstellung der regionalen Umsetzungskonzepte zudem eine Abstimmung über die 
Verwendung der jeweiligen Regionalbudgets insbesondere mit ihren kreisangehörigen 
Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und großen kreisangehörigen Städten 
durchzuführen. Das Ergebnis der Abstimmung ist zu dokumentieren. Die regionalen 
Umsetzungskonzepte können fortgeschrieben werden. 
 



Teil des regionalen Umsetzungskonzept ist auch die Verteilung der zugewiesenen Mittel 
zwischen dem Landkreis und dem kreisangehörigen Raum. 
 
 
 
 
Nach Abstimmung mit den Verbandsgemeinden sollen die Mittel wie folgt verteilt werden: 
 

 
 
Insgesamt entfallen 20.413.498 € auf den Landkreis und 40.826.997 € auf die 
Verbandsgemeinden wobei 1.014.874 € des Budgets der Verbandsgemeinden Lauterecken-
Wolfstein und Kusel-Altenglan für das Sirenenkonzept und die Ausstattung mit 
Satellitentelefone genutzt werden sollen.  
 
Das regionale Umsetzungskonzept des Landkreises Kusel zum Rheinland-Pfalz-Plan für 
Bildung, Klima und Infrastruktur (RLP-Plan) nach dem Gesetz zur Finanzierung von 
Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen (Länder- und -Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz — LuKIFG) vom 13. Juli 2026 ist der Beschlussvorlage als 
Anlage beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, das regionale Umsetzungskonzept des 
Landkreises Kusel zum Rheinland-Pfalz-Plan für Bildung, Klima und Infrastruktur (RLP-Plan) 
nach dem Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und 
Kommunen (Länder- und -Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz — LuKIFG) vom 13. 
Juli 2026 zu beschließen. 
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